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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit setzt sich zum Ziel, einen Beitrag zu einer 
soziologischen Theorie des Zivilprozesses zu leisten. Hiezu muß zu-
nächst bemerkt werden, daß sich bei einer soziologischen Verfahrens-
theorie die Elemente, deren Wirkungszusammenhang darzustellen ist, 
nicht auf den rechtlichen Bereich beschränken dürfen. Darüber hinaus 
muß vielmehr auch die Erfassung aller übrigen Sozialgebiete ange-
strebt werden. Soziologie ist in erster Linie Erfahrungswissenschaft; 
ihre Aufgabe ist es, die soziale Wirklichkeit zu ergründen. Daher muß 
eine soziologische Theorie in enger Beziehung zur Empirik stehen. 
Die soziologische Prozeßtheorie im besonderen hat die Ergebnisse der 
rechts empirischen Forschung zu verarbeiten, denn nur durch den Wirk-
lichkeitsbezug kann sie zu brauchbaren Ergebnissen kommen. Eine 
soziologische Verfahrenstheorie hat auch bereits gewonnene Erkennt-
nisse der Soziologie zu verwerten. So kann ein besseres Erfassen des 
Prozesses durch die Anwendung insbesondere der Rollen-, der Kon-
flikt- und der Organisationstheorie erreicht werden. 

Bei der Darstellung des Verfahrens muß das Zusammenwirken der 
formellen und der informellen, nämlich außergerichtlichen Elemente 
aufgezeigt werden. Diesem Zweck dient eine Analyse der einzelnen 
Elemente und ihrer Beziehung zum Verfahren. Schließlich sollen die 
Beziehungen der einzelnen Elemente zueinander behandelt werden. 
Hier ergibt sich die Problematik, wie dies bei der Verschiedenheit der 
formellen und informellen Teile des Verfahrenssystems möglich ist. 
Der Autor ist der Meinung, daß dies mit Hilfe der Entscheidungstheorie 
erreicht werden könnte. Diese geht nämlich nicht nur von Sollwerten 
aus, sondern trägt auch der sozialen Wirklichkeit Rechnung. Damit 
wird angestrebt, objektive Zusammenhänge im Verfahrenssystem weit-
gehend aufzuzeigen und so die Mannigfaltigkeit der Funktionen des 
Verfahrens erkennbar zu machen. 

Nicht nur der Erklärung der Funktionalität dient die Entscheidungs-
theorie, indem sie dazu beiträgt, das Zusammenwirken der formellen 
und informellen Elemente in einem Verfahrenssystem deutlicher auf-
zuzeigen. Sie dient auch der Erhöhung der Rationalität; darin sieht der 
Autor einen weiteren Vorteil ihrer Anwendung. Die Entscheidungs-
theorie ist ja die Theorie der Rationalität, sie ist die "Theorie des 
rationalen Handelns"l. Man spricht von einem "Bedeutungswandel des 
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Rationalitätsbegriffes", der zu einer Rationalität "in einem weiteren" 
Sinne führt!. 

So kommt es in der modernen Entscheidungstheorie nicht zur Ver-
drängung der Rationalität, es kommt vielmehr zu einer Freimachung 
der Rationalität. Wurde im traditionellen Entscheidungsmodell ratio-
nales Verhalten angenommen, ohne zu prüfen, ob dies wirklich zu-
trifft, schafft die neue Entscheidungstheorie die Voraussetzung für 
rationales Entscheiden. Gleichzeitig erfolgte in der Entscheidungstheo-
rie eine Schwerpunktverlagerung: Die Theorie verwendet keinen 
absoluten, sondern einen relativen Rationalitätsbegriff. Der Schwer-
punkt liegt in der Optimalität, also in der g,·ößtmöglichen Effektivität 
des Entscheidungsvorganges sowie in dem größtmöglichen Ergebnis des 
Entscheidens. So wird Optimalität zu einer wesentlichen Bestimmungs-
größe, die sich auf alle Phasen des Entscheidens erstreckt. In diesem 
weiteren Sinne ist die Rationalität als die bewußte Realisierung der 
objektiven Verfahrensfunktionen nach Optimalitätskriterien aufzufas-
sen. Um der Optimalität zu entsprechen, darf man sich nicht mit der 
Darstellung des Verfahrens begnügen. So sieht der Autor eine weitere 
Aufgabe darin, auf der Grundlage des deskriptiven Verfahrenssystems 
ein normatives Verfahrenssystem zu errichten. Dazu ist es erforder-
lich, die Ziele des Prozesses festzulegen. Ein Verfahrensziel soll in der 
Objektivität, also in der Sach- und Rechtsrichtigkeit des Verfahrens-
ergebnisses gesehen werden. Diese Forderung ergibt sich aus der 
"materiellen Implikation", wonach die Aufgabe des Prozesses in der 
Verwirklichung des materiellen Rechts liegt. Das Prozeßergebnis muß 
aber auch berechenbar sein. Diesem berechtigten Anliegen Webers und 
Geigers muß unbedingt entsprochen werden, soll der Rechtssicherheit 
und der Rechtsstaatlichkeit Rechnung getragen werden. So muß die 
Prognostizierbarkeit, die ein objektiviertes Verfahren, dessen einzelne 
Schritte überschaubar und kontrollierbar sind, voraussetzt als zweites 
Verfahrensziel festgelegt werden. Als weiteres Ziel muß schließlich die 
Zeitangemessenheit angesehen werden. Sie trägt dem Umstand Rech-
nung, daß der Richter unter Real-Time-Bedingungen entscheiden, aber 
trotzdem möglichst weitgehende Objektivität erreichen muß. Damit 
aber die optimale Erreichung der Verfahrensziele nicht eine bloße 
Forderung bleibt, sieht es der Verfasser als seine Aufgabe an, die 
einzelnen Verfahrenselemente zunächst isoliert und dann in ihrem 

1 Gäfgen, Theorie der wirtschaftlichen Entscheidung. Untersuchungen zur 
Logik und ökonomischen Bedeutung des rationalen Handeins, Tübingen 1963, 
S. 45. "Im Grunde ist nämlich die Entscheidungstheorie nichts anderes als 
das Aufzeigen alles dessen, was Rationalität im Handeln impliziert." Sie ist 
eine "möglichst erschöpfende Explikation des Begriffes ,Rationalität'." 
Ebd., S.8. 

2 Kirsch I, S. 66 f. 
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Zusammenwirken im Hinblick auf die Erfüllung der Prozeßziele zu 
analysieren und Wege aufzuzeigen, wie die Erreichung der Ziele opti-
malisiert werden kann. 

So sind die Bemühungen des Autors darauf gerichtet, eine Konzep-
tion des Gerichtsverfahrens als eine Form rationalen Entscheidens. 
somit als normative Theorie zu versuchen, die eine Synthese rechtlicher 
und soziologischer Aspekte ermöglicht. 


